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Martin Habersaat: 

G9 - Notwendig, unabwendbar und unmittelbar? 

 

Zur Zusicherung der Landesregierung, für einen reibungslosen Ablauf der Umstellung des 

gymnasialen Bildungsgangs von G8 nach G9 zu sorgen, sagt Martin Habersaat, 

bildungspolitischer der SPD-Landtagsfraktion:  

„Es ist gut, dass es diese Zusicherung endlich gibt. Weniger gut ist, dass ein 

Mehrbelastungsausgleich für etwaige festgestellte Mehraufwendungen erst ab dem Jahr 2023, 

also von der nächsten Landesregierung, geleistet werden soll.  

Vermutlich werden wir uns in den kommenden Monaten und Jahren des Öfteren über die 

Begriffe „notwendig“, „unabwendbar“ und „unmittelbar“ unterhalten. Die erste Diskussion über die 

Unmittelbarkeit von Mehrbedarfen werden wir bekommen, wenn die Anmeldrunde für das 

Schuljahr 2018/2019 vorbei ist. Ich staune über die in den Kieler Nachrichten vom 11. Januar 

zitierte Prognose des Bildungsministeriums, im kommenden Schuljahr würden nur 20 

Schülerinnen und Schüler mehr an den Gymnasien angemeldet werden als 2017/2018.  

Den bundesweiten Trend zum Gymnasium und die gestiegene Zahl von Viertklässlern wird die 

Bildungsministerin ja schon bedacht haben. Wenn es durch die Umstellung auf G9 nun mehr als 

20 zusätzliche Schülerinnen und Schüler werden, ist das dann eine unmittelbare Folge der 

Schulgesetzänderung? Man könnte es vermuten, war der Wunsch der Eltern nach G9 an 

Gymnasien doch das Hauptargument der CDU für einen Umbau des Schulsystems. Und würden 

Schulbücher, Schulmöbel und Klassenräume für diese Schülerinnen und Schüler bereits zum  

1. August 2018 als notwendige und unabwendbare Bedarfe anerkannt? Man darf gespannt 

sein…“ 


